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A Stellungnahmen im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
 

 
A 1: Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 1 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Für die derzeitige Festsetzung „soziale Zwecke“ besteht kein Bedarf mehr, da der 
Betreiber der jahrzehntelangen Betreuungseinrichtung den Mietvertrag gekündigt 
und das Objekt verlassen hat. Eine alternative Nutzung durch eine andere Einrich-
tung ist trotz intensiver Bemühung nicht zu finden. Außerdem entspricht das Objekt 
vom baulichen Zuschnitt und baulichen Zustand nicht mehr den gesetzlichen und 
verordnungsrechtlichen Vorschriften für den Betrieb einer Betreuung und deren För-
derung. Insoweit würde ein Bebauungsplan mit dem fortgeschriebenen Inhalt „Sozia-
len Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen“ mangels Nachfrage scheitern. 
Der Bedarf an der Errichtung von Wohnungen ist außerdem gegeben, da in Lever-
kusen eine Wohnungsknappheit herrscht, wie aus dem Wohnungsmarktbericht Le-
verkusen von 2021 hervorgeht. Mit dem Aufstellungsbeschluss hat der Rat der Stadt 
Leverkusen entschieden, dass der Bedarf an Wohnraum in diesem Fall höher ge-
wichtet werden kann. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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A 2: Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 2 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1.: 
Für die derzeitige Festsetzung „soziale Zwecke“ besteht kein Bedarf mehr, da der 
Betreiber der jahrzehntelangen Betreuungseinrichtung den Mietvertrag gekündigt hat 
und das Objekt verlässt. Eine alternative Nutzung durch eine andere Einrichtung ist 
trotz intensiver Bemühung nicht zu finden. Außerdem entspricht das Objekt vom bau-
lichen Zuschnitt und baulichen Zustand nicht mehr den gesetzlichen und verord-
nungsrechtlichen Vorschriften für den Betrieb einer Betreuung und deren Förderung. 
Insoweit würde ein Bebauungsplan mit dem fortgeschriebenen Inhalt „Sozialen Zwe-
cken dienende Gebäude und Einrichtungen“ mangels Nachfrage scheitern. 
Mit dem Aufstellungsbeschluss hat der Rat der Stadt Leverkusen entschieden, dass 
der Bedarf an Wohnraum in diesem Fall höher gewichtet werden kann. 
 
Zu 2.: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 3.: 
Bei der ehemaligen Nutzung handelte es sich um eine Einrichtung der Caritas, wel-
che lediglich ausgezogen ist. Es wird davon ausgegangen, dass die Arbeitsplätze an 
anderer Stelle erhalten werden. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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A 3: Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 3 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1.: 
In Leverkusen herrscht neben dem Mangel an Kita-Plätzen auch ein Mangel an 
Wohnraum, wie aus dem Wohnungsmarktbericht Leverkusen 2021 hervorgeht. Mit 
dem Aufstellungsbeschluss hat der Rat der Stadt Leverkusen diesen Mangel erkannt 
und an dieser Stelle den Bedarf an Wohnraum über den Bedarf an Einrichtungen so-
zialer Zwecke gestellt. 
 
Zu 2.: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 3.: 
Für die derzeitige Festsetzung „soziale Zwecke“ besteht kein Bedarf mehr, da der 
Betreiber der jahrzehntelangen Betreuungseinrichtung den Mietvertrag gekündigt hat 
und das Objekt verlassen hat. Eine alternative Nutzung durch eine andere Einrich-
tung ist trotz intensiver Bemühung nicht zu finden. Außerdem entspricht das Objekt 
vom baulichen Zuschnitt und baulichen Zustand nicht mehr den gesetzlichen und 
verordnungsrechtlichen Vorschriften für den Betrieb einer Betreuung und deren För-
derung. Insoweit würde ein Bebauungsplan mit dem fortgeschriebenen Inhalt „Sozia-
len Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen“ mangels Nachfrage scheitern. 
 
Zu 4.: 
 
Siehe zu 1. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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A 4: Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 4 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Für die derzeitige Festsetzung „soziale Zwecke“ besteht kein Bedarf mehr, da der 
Betreiber der jahrzehntelangen Betreuungseinrichtung den Mietvertrag gekündigt hat 
und das Grundstück liegt derzeit brach. Eine alternative Nutzung durch eine andere 
Einrichtung ist trotz intensiver Bemühung nicht zu finden. Außerdem entspricht das 
Objekt vom baulichen Zuschnitt und baulichen Zustand nicht mehr den gesetzlichen 
und verordnungsrechtlichen Vorschriften für den Betrieb einer Betreuung und deren 
Förderung. Insoweit würde ein Bebauungsplan mit dem fortgeschriebenen Inhalt „So-
zialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen“ mangels Nachfrage schei-
tern. 
Der Bedarf an der Errichtung von Wohnungen ist außerdem gegeben, da in Lever-
kusen eine Wohnungsknappheit herrscht, wie aus dem Wohnungsmarktbericht Le-
verkusen von 2021 hervorgeht. Mit dem Aufstellungsbeschluss hat der Rat der Stadt 
Leverkusen entschieden, dass der Bedarf an Wohnraum in diesem Fall höher ge-
wichtet werden kann. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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A 5: Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 5 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Für die derzeitige Festsetzung „soziale Zwecke“ besteht kein Bedarf mehr, da der 
Betreiber der jahrzehntelangen Betreuungseinrichtung den Mietvertrag gekündigt  
und das Gebäude freigezogen hat. Eine alternative Nutzung durch eine andere Ein-
richtung ist trotz intensiver Bemühung nicht zu finden. Außerdem entspricht das Ob-
jekt vom baulichen Zuschnitt und baulichen Zustand nicht mehr den gesetzlichen und 
verordnungsrechtlichen Vorschriften für den Betrieb einer Betreuung und deren För-
derung. Insoweit würde ein Bebauungsplan mit dem fortgeschriebenen Inhalt „Sozia-
len Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen“ mangels Nachfrage scheitern. 
Der Bedarf an der Errichtung von Wohnungen ist außerdem gegeben, da in Lever-
kusen eine Wohnungsknappheit herrscht, wie aus dem Wohnungsmarktbericht Le-
verkusen von 2021 hervorgeht. Mit dem Aufstellungsbeschluss hat der Rat der Stadt 
Leverkusen entschieden, dass der Bedarf an Wohnraum in diesem Fall höher ge-
wichtet werden kann. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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A 6: Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 6 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Für die derzeitige Festsetzung „soziale Zwecke“ besteht kein Bedarf mehr, da der 
Betreiber der jahrzehntelangen Betreuungseinrichtung den Mietvertrag gekündigt hat 
und das Gebäude freigezogen hat. Eine alternative Nutzung durch eine andere Ein-
richtung ist trotz intensiver Bemühung nicht zu finden. Außerdem entspricht das Ob-
jekt vom baulichen Zuschnitt und baulichen Zustand nicht mehr den gesetzlichen und 
verordnungsrechtlichen Vorschriften für den Betrieb einer Betreuung und deren För-
derung. Insoweit würde ein Bebauungsplan mit dem fortgeschriebenen Inhalt „Sozia-
len Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen“ mangels Nachfrage scheitern. 
Der Bedarf an der Errichtung von Wohnungen ist außerdem gegeben, da in Lever-
kusen eine Wohnungsknappheit herrscht, wie aus dem Wohnungsmarktbericht Le-
verkusen von 2021 hervorgeht. 
 
Der Bebauungsplan 250/III schafft außerdem mit der über den städtebaulichen Ver-
trag generierten Verpflichtung der Eigentümerin, sich auf eine deutlich unterhalb der 
Marktmiete preisbegünstigend orientierte Miethöhe zu beschränken, einen wohnwirt-
schaftlichen Vorteil für Mietinteressenten, die mit der Marktmiete überfordert wären. 
Diese soziale Komponente des Bebauungsplanes ist im weiteren Sinne gemeinnüt-
zig.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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A 7: Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 7 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung  
 
Zu 1.: 
Die Funktion der im Flächennutzungsplan dargestellten Gemeinbedarfsfläche als 
Standort für einen Kindergarten bleibt weiterhin erhalten. Ein Planerfordernis zur Auf-
stellung einer FNP-Änderung besteht nicht. Gemäß § 13 a BauGB kann der Flächen-
nutzungsplan nach Abschluss des Bebauungsplanverfahrens auf dem Wege der Be-
richtigung angepasst werden. Ein Planänderungsverfahren ist nicht erforderlich. 
 
Zu 2.: 
In Leverkusen herrscht neben dem Mangel an Kita-Plätzen auch ein Mangel an 
Wohnraum, wie aus dem Wohnungsmarktbericht Leverkusen 2021 hervorgeht. Mit 
dem Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplanverfahren hat der Rat der Stadt Le-
verkusen diesen Mangel erkannt und an dieser Stelle den Bedarf an Wohnraum über 
den Bedarf an Einrichtungen sozialer Zwecke gestellt. 
 
Zu 3.: 
Der Bebauungsplan 250/III schafft außerdem mit der über den städtebaulichen Ver-
trag generierten Verpflichtung der Eigentümerin, sich auf eine deutlich unterhalb der 
Marktmiete preisbegünstigend orientierte Miethöhe zu beschränken, einen wohnwirt-
schaftlichen Vorteil für Mietinteressenten, die mit der Marktmiete überfordert wären. 
 
Zu 4.: 
Der Betreiber der jahrzehntelangen Betreuungseinrichtung hat den Mietvertrag ge-
kündigt und das Objekt verlassen. Darüber hinausentspricht das Objekt nicht den be-
trieblichen Anforderungen einer solchen Einrichtung, eine entsprechende Nachnut-
zung ist aus dem Grunde auszuschließen. 
 
Zu 5.: 
Der Unterbringung von geflüchteten Menschen steht dem Bebauungsplan mit der 
Zielsetzung Wohnnutzung nicht entgegen. 
 
Zu 6.: 
Das Objekt entspricht vom baulichen Zuschnitt und baulichen Zustand nicht mehr 
den gesetzlichen und verordnungsrechtlichen Vorschriften für den Betrieb einer Be-
treuung und deren Förderung. Der Betreiber der jahrzehntelangen Betreuungsein-
richtung hat den Mietvertrag gekündigt und das Gebäude freigezogen hat. 
 
Zu 7.: 
In der Stadt Leverkusen herrscht Wohnungsknappheit, wie auch aus dem Woh-
nungsmarktbericht Leverkusen von 2021 hervorgeht. Der Bedarf an der Errichtung 
von Wohnungen damit ebenfalls gegeben. Mit dem Aufstellungsbeschluss hat der 
Rat der Stadt Leverkusen an dieser Stelle entschieden, dass die Ausweisung neuen 
Wohnraums ein bedeutendes städtisches Ziel darstellt, die Erhaltung einer Gemein-
bedarfsfläche ist danach unterzuordnen. 
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Zu 8.: 
In einem städtebaulichen Vertrag kommt die Eigentümerin des im Bebauungsplan lie-
genden Grundstücks dem Wunsch nach, für ca. 30% der entstehenden Wohneinhei-
ten (4 von 14 Wohneinheiten) eine dem sozialen Wohnungsbau angenäherte Miet-
höhe, im Rahmen eines verpflichtenden städtebaulichen Vertrages zu gewährleisten. 
Sie verzichtet in diesem Vertrag auf die Inanspruchnahme finanzieller öffentlicher 
Förderungen und wird die jeweilige Miethöhe für die Dauer von 25 Jahren auf einen 
circa gemittelten Zwischenbetrag aus jeweiliger Kostenmiete und Marktmiete begren-
zen. 
 
Zu 9.: 
Ein Rechtsanspruch auf Aufstellung eines Bebauungsplanes besteht nicht. Der Rat 
der Stadt Leverkusen hat bereits mit dem Aufstellungsbeschluss zu diesem Verfah-
ren das neue Planungsziel „Wohnnutzung“ anerkannt. 
 
Zu 10.: 
Eine alternative Nutzung durch eine andere soziale Einrichtung war trotz intensiver 
Bemühung nicht zu finden. Das Objekt entspricht vom baulichen Zuschnitt und bauli-
chen Zustand her nicht mehr den gesetzlichen und verordnungsrechtlichen Vorschrif-
ten für den Betrieb einer Betreuung und deren Förderung. 
 
Zu 11.: 
In einem im Entwurf vorliegenden und vor Satzungsbeschluss unterzeichneten städ-
tebaulichen Vertrag kommt die Eigentümerin des im Bebauungsplan liegenden 
Grundstücks dem Wunsch nach, für ca. 30 % der entstehenden Wohneinheiten (4 
von 14 Wohneinheiten) eine dem sozialen Wohnungsbau angenäherte Miethöhe, im 
Rahmen eines verpflichtenden städtebaulichen Vertrages zu gewährleisten. Sie ver-
zichtet in diesem Vertrag auf die Inanspruchnahme finanzieller öffentlicher Förderun-
gen und wird die jeweilige Miethöhe für die Dauer von 25 Jahren auf einen circa ge-
mittelten Zwischenbetrag aus jeweiliger Kostenmiete und Marktmiete begrenzen. 
 
Zu 12.: 
Das Plangebiet liegt gemäß Hochwassergefahrenkarte in Teilbereichen im Über-
schwemmungsgebiet der Dhünn, bezogen auf das 100-jährliche Hochwasserereignis 
(HQ100). Eine hochwasserangepasste Bauausführung wird entsprechend berück-
sichtigt. Die Gründung des unterkellerten Gebäudes und seiner Tiefgarage erfolgt 
über eine tragende Bodenplatte (Plattengründung) ggf. mit muldenförmigen Vertie-
fungen im Bereich von Einzellasten aus Stützen etc. Die Auftriebssicherheit des Ge-
bäudes ist bis zur erforderlichen Auflast durch das aufgehende Gebäude, bzw. die 
Aussteifung durch die Tiefgaragendecke durch ggf. notwendige Flutung des unterkel-
lerten Gebäudebereiches zu gewährleisten. Mit Rohbaufertigstellung ist die Auftriebs-
sicherheit des Vorhabens durch die eigene Gebäudelast gewährleistet. 
 
Zu 13.: 
Siehe Stellungnahmen zu 1 bis 12. 
 
Zu 14.: 
Die bestehenden Gemeinbedarfsflächen werden in Teilen überplant und künftig als 
allgemeines Wohngebiet festgesetzt, womit die Errichtung von privatem Wohnungs-
bau möglich wird. 
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Zu 15.: 
Das Planverfahren wird nach den Regelungen des Baugesetzbuches betrieben. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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B Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentl. Belange 
 

B 1: Stadt Bergisch Gladbach 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Stadt Bergisch Gladbach hat keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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B 2: Bezirksregierung Köln, Dezernat 33 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Bezirksregierung Köln, Dezernat 33 hat keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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B 3: Bezirksregierung Köln, Dezernat 35 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Dezernats 35 der Bezirksregierung Köln bestehen keine Bedenken ge-
gen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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B 4: Bezirksregierung Köln, Dezernat 52 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Das Dezernat 52 der Bezirksregierung Köln ist von der Planung nicht betroffen. Die 
entsprechenden Behörden für Altdeponien und Bodenschutz wurden beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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B 5: Stadt Burscheid 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Stadt Burscheid meldet eine Fehlanzeige. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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B 6: Deichverband Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Deichverband Leverkusen ist nicht betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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B 7: Evangelische Kirche Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die evangelische Kirchengemeinde Leverkusen meldet eine Fehlanzeige. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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B 8: EVL (Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co. KG)  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
 
Zu Strom: 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Zu Telekommunikation: 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Zu Fernwärme: 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Zu Gas/Wasser/Wasserschutz: 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Zu Allgemein: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Notwendigkeit der Lokalisierung be-
stehender Leitungen wird an die Projektseite weitergegeben. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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B 9: Gascade GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Gascade GmbH bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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B 10: Geologischer Dienst 
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46 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu Erdbebengefährdung: 
Der Geologische Dienst NRW verweist auf die Erdbebengefährdung. Es wird ein ent-
sprechender Hinweis in den Bebauungsplan übernommen. 
 
Verwendung von Mutterboden: 
Der Hinweis zur Verwendung von Mutterboden wird in den Bebauungsplan übernom-
men. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es wurden entsprechende Hin-
weise in den Bebauungsplan übernommen. 
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B 11: Stadt Monheim 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Stadt Monheim erstattet Fehlanzeige. Folglich bestehen keine Einwände gegen 
die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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B 12: PLEdoc 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die PLEdoc teilt mit, dass keine Bedenken bestehen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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B 13: Polizeipräsidium Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Hinweise zur städtebaulichen Kriminalprävention und auf das kostenlose Bera-
tungsangebot des Polizeipräsidiums Köln werden an die Projektseite weitergegeben.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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B 14: Telekom Technik GmbH Richtfunk 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Richtfunk-Trassenauskunft der Deutschen Telekom meldet keine Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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B 15: Telekom Technik GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Telekom Deutschland bestehen keine Einwände gegen die Planung. 
Es wird darum gebeten, eine Festsetzung zum Trassenschutz in Straßen und Geh-
wegen in den Bebauungsplan aufzunehmen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Festsetzung erfolgt nicht, da 
sich innerhalb des Plangebietes keine öffentlichen Straßen und Gehwege befinden.  
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B 16: Thyssengas 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Thyssengas ist von der Planung nicht betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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B 17: WFL GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der WFL GmbH gibt es keine Einwände. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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B 18: wupsi GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die wupsi GmbH ist von der Planung nicht betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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B 19: Vodafone GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Vodafone GmbH ist von der Planung nicht betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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B 20: Wupperverband 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Wupperverband sieht Bauvorhaben im Überschwemmungsgebiet grundsätzlich 
kritisch. Hier wird eine bestehende Bebauung jedoch durch einen Neubau ersetzt 
und dabei die Hochwasser- und Starkregenvorsorge angepasst. Der Wupperverband 
weist darauf hin, dass auf dieser Grundlage zugestimmt werden kann.  
Auch bei einer hochwasserangepassten Bebauung, wie sie hier vorgesehen ist, kön-
nen Hochwasserschäden auf dem Grundstück und an der Bebauung zukünftig je-
doch nicht komplett ausgeschlossen werden. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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B 21: Nahverkehr Rheinland 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Nahverkehr Rheinland GmbH ist von der Planung nicht betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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B 22: IHK (Industrie- und Handelskammer zu Köln) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Anregung der IHK, den Ausschluss von nicht störenden gewerblichen Nutzungen 
zu überdenken, wird nicht gefolgt. Ziel der Planung ist eine überwiegende Wohnnut-
zung zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum. Gewerbliche Nutzungen sollen 
hier nicht zulässig sein. Davon ausgenommen sind Räume für Freie Berufe ebenso 
wie Arbeitszimmer für Heimarbeit.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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C Stellungnahmen der Dienststellen der Stadt Leverkusen  
 

C 1: Dezernat 5 (Planen und Bauen) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Dezernat V (Planen und Bauen) erstattet Fehlanzeige. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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C 2: Fachbereich 02 (Konzernsteuerung) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Fachbereich 02 (Konzernsteuerung) erstattet Fehlanzeige. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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C 3: Fachbereich 30 (Recht und Vergabestelle) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Fachbereich 30 (Recht und Vergabestelle) erstattet Fehlanzeige. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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C 4: Fachbereich 36 (Ordnung und Straßenverkehr) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Von Fachbereich 36 (Ordnung und Straßenverkehr) werden keine Hinweise auf 
Kampfmittel gemeldet. Da eine Kampfmittelfreiheit des Grundstücks gleichwohl nicht 
gewährt werden kann, wird ein entsprechender Hinweis in den Bebauungsplan auf-
genommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. 
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C 5: Fachbereich 37 (Feuerwehr) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Fachbereichs 37 (Feuerwehr) der Stadt Leverkusen bestehen keine Ein-
wände gegen die Planung.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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C 6: Fachbereich 61 (Stadtplanung – Abteilung 612, Generelle Planung) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Fachbereichs 61 (Stadtplanung – Abteilung 612, Generelle Planung) der 
Stadt Leverkusen wird eine Fehlanzeige gemeldet. Folglich bestehen keine Ein-
wände gegen die Planung.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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C 7: Fachbereich 62 (Kataster und Vermessung) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Fachbereichs 62 (Kataster und Vermessung) der Stadt Leverkusen wird 
ein Problem mit der Kartengrundlage gemeldet. Zwischenzeitlich konnte geklärt wer-
den, dass es sich hierbei um einen Dateifehler beim Download handelte und dement-
sprechend kein Problem besteht. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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C 8: Fachbereich 65 (Gebäudewirtschaft) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Fachbereichs 65 (Gebäudewirtschaft) der Stadt Leverkusen wird eine 
Fehlanzeige gemeldet. Folglich bestehen keine Einwände gegen die Planung.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
  



 

 

91 
 

C 9: Fachbereich 66 (Tiefbau) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Fachbereiches 66 (Tiefbau) bestehen keine weiteren Änderungswün-
sche. Folglich bestehen keine Einwände gegen die Planung.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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C 10: TBL (Technische Betriebe der Stadt Leverkusen AöR)  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der TBL (Technische Betriebe der Stadt Leverkusen AöR) bestehen keine 
Bedenken gegen die Planung.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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C 11: FB 32 (Umwelt) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Zu 1.: Ein Hinweis auf die Erforderlichkeit einer ökologischen Baubegleitung ist im 
Bebauungsplan enthalten. Im Rahmen des Abbruch- und Baugenehmigungsverfah-
rens wird der Erhalt älterer vitaler Baum- und Strauchbestände geprüft. 
 
Zu 2.: Kenntnisnahme 
 
Zu 3.: Die Abteilung Vorsorgender Immissionsschutz regt an, die Festsetzung zum 
Lärmschutz entfallen zu lassen, da die entsprechenden Werte im Plangebiet nicht er-
reicht werden. Da die Festsetzung andererseits aber unschädlich ist, wird keine Än-
derung nach Offenlage vorgenommen. 
 
Zu 4.: Die Belange der Unteren Wasserbehörde sind ausreichend berücksichtigt. 
 
Zu 5.: Die Untere Bodenschutzbehörde äußert keine neuen Erkenntnisse. 
 
Zu 6.: Die Untere Bodenschutzbehörde äußert keine Bedenken. 
 
Zu 7.: Die Untere Immissionsschutzbehörde fordert eine Geräuschimmissionsprog-
nose, um zu beurteilen, ob sich ein Konflikt zwischen dem zu errichtenden Wohnge-
bäude und dem angrenzenden Kindergarten ergibt. Die Einhaltung der Immissions-
richtwerte der TA Lärm an den maßgeblichen Immissionsorten innerhalb des Plange-
bietes wird im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens nachgewiesen.  
 
Durch eine ergänzende gutachterliche Stellungnahme (Anlage 10 der Vorlage 
2022/1914) wurde nachgewiesen, dass im Sinne der DIN 18005 eine Erhaltung ruhi-
ger Wohnlagen gegeben ist. Die prognostizierten Beurteilungspegel ausgehend von 
den der Kita zuzuordnenden Pkw-Fahr- und Parkvorgängen unterschreiten an allen 
Immissionsorten die dort geltenden schalltechnischen Orientierungswerte zur städte-
baulichen Planung für die Gebietseinstufung allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß 
DIN 18005-1 [1] zur Tagzeit um mindestens 13 dB(A). Zur Nachtzeit findet kein  
Kita-Betrieb statt. 
 
Zu 8.: Die Untere Abfallwirtschaftsbehörde wird im Rahmen des Abbruch-/Genehmi-
gungsverfahrens beteiligt, da bei der Errichtung von Gebäuden häufig auch schad-
stoffhaltige Baumaterialien verwendet wurden.  
 
In der weiteren Planung werden die Vorgaben des § 18 Absatz 2 der Abfallentsor-
gungssatzung (AES) beachtet und ausreichend große Stellplatzflächen für ebener-
dige Abfallsammelbehälter berücksichtigt. Die Einrichtung eines ebenerdigen Stand-
platzes ist im Plangebiet innerhalb der Festsetzungen des Bebauungsplanes mög-
lich, Änderungen der Festsetzungen sind nicht erforderlich. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 




